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„Wir brauchen alle Mut“
CDU/CSU-Fraktionschef Wolfgang Schäuble über den Euro, Europas Einigung und die Ost-Erweiterung
Schäuble beim SPIEGEL-Gespräch: „Europa betrifft jeden von uns“ 
SPIEGEL: Herr Schäuble, steht es für Sie
fest, daß die Europäische Währungsuni-
on am 1. Januar 1999 kommt?
Schäuble: Es gibt zumindest eine inzwi-
schen sehr hohe Wahrscheinlichkeit
dafür.
SPIEGEL: Unter den Bürgern Europas
wächst die Skepsis gegenüber der Ein-
heitswährung. Was läuft da schief?
Schäuble: Das ist doch ganz verständ-
lich, Geld hat für die Menschen viel mit
Vertrauen und Sicherheit zu tun. Die 
D-Mark war etwas sehr Verläßliches,
beim Euro weiß man das nicht genau.
Also nimmt die Skepsis mit dem Heran-
nahen des Zeitpunkts zu.
Aber immer mehr Verantwortungsträger
aus allen Bereichen des wirtschaftlichen

Das Gespräch führten die Redakteure Olaf Ihlau
und Hans-Jürgen Schlamp.
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und sozialen Lebens bekennen sich zum
Euro und sagen: Das ist richtig und not-
wendig …
SPIEGEL: … und immer mehr Bürger
trauen dem eben nicht.
Schäuble: Die Skepsis wird erst abneh-
men, wenn der Euro eingeführt wurde.
Davon bin ich immer ausgegangen.
SPIEGEL: Verengt die gegenwärtige
Euro-Diskussion nicht die Idee Europa
zu sehr auf Geldfragen?
Schäuble: Ja, aber die Menschen erken-
nen jetzt auch: Europa ist nicht etwas Ab-
straktes für Festtage, sondern etwas ganz
Reales, was jeden von uns betrifft.
SPIEGEL: Sehr real – und zwar durch die
Sparzwänge wegen der Maastricht-Krite-
rien stark negativ besetzt.
Schäuble: Da wird Europa doch zum
Sündenbock gemacht. Auch ohne den
Maastrichter Vertrag müssen wir die öf-
fentlichen Haushalte be-
grenzen und die Sozialversi-
cherungsbelastungen trag-
bar halten, wollen wir unse-
ren Wohlstand bewahren.
Aber wir haben bessere
Chancen, mit der europäi-
schen Einigung diese Ziele
zu erreichen als ohne sie.
SPIEGEL: Damit beginnt
jetzt das letzte Kapitel der
Erfolgsgeschichte der Deut-
schen Mark?
Schäuble: Sie können sa-
gen: Die Erfolgsgeschichte
der D-Mark geht zu Ende.
Oder: Die Erfolgsgeschichte
der D-Mark setzt sich in der
Europäischen Währungsuni-
on fort. Aber dann besteht
die Gefahr, daß unsere fran-
zösischen Freunde daraus le-
sen: Der Euro ist nur eine er-
weiterte D-Mark.
SPIEGEL: Was gilt denn
nun?
Schäuble: Die Erfolgsge-
schichte der D-Mark hat die
Bereitschaft zur Europäi-
schen Währungsunion ge-
stärkt, weil die anderen ge-
sehen haben: Eine nachhal-
tig stabile Währung ist eine
gute Voraussetzung für die
wirtschaftliche Entwick-
lung. Insofern sind wir
nicht am Ende dieser Er-
folgsgeschichte. Wir schla-

gen ein neues Kapitel – oder einen zwei-
ten Band – auf.
SPIEGEL: Der Bundeskanzler und der Fi-
nanzminister sagen ständig: Der Euro
wird genauso stabil wie die D-Mark. Ist
dieses Versprechen einzuhalten?
Schäuble: Es ist doch eine überprüfbare
Tatsache: Die durchschnittliche Inflati-
onsrate aller Mitglieder der Europäischen
Union ist seit Abschluß des Maastricht-
Vertrags um weit mehr als die Hälfte
zurückgegangen. Selbst in Italien beträgt
sie zur Zeit nur noch knapp drei Prozent.
SPIEGEL: Immer noch doppelt so hoch
wie die deutsche Preisrate.
Schäuble: Na ja, gut, aber sie ist nur halb
so hoch wie in den achtziger Jahren. Und
in Frankreich gibt es fast dieselbe Stabi-
lität wie bei uns. Das ist doch ein Beweis
dafür, daß die Konvergenz zwischen 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik der
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uro-Symbol entstand“ Times 

„Es gibt großes Vertrauen
in die Stabilität der

europäischen Währung“
Mitgliedsländer sehr viel
größer geworden ist und
daß der Mechanismus 
des Maastricht-Vertrags in
ganz Europa mehr Stabi-
lität erzeugt.
SPIEGEL: Eine Garantie
dafür ist das nicht.
Schäuble: Die kann es
nicht geben. Aber ich mei-
ne, man kann den Men-
schen heute in voller Ver-
antwortung sagen: Ihr
könnt darauf vertrauen,
daß der Euro eine stabile
Währung sein wird. Das
funktioniert.
SPIEGEL: Das funktioniert
nur dann, wenn auch alle
Nachbarländer ein genauso
starkes Interesse an einer
stabilen Währung haben
wie die Deutschen.
Schäuble: Das Argument
kann ich nicht völlig bei-
seite schieben. Aber die Er-
fahrungen der letzten fünf
Jahre sind positiv.
SPIEGEL: Was passiert,
wenn unsere EU-Partner zu
der Meinung kommen, so fest, wie die
Deutschen wollen, muß der Euro gar
nicht sein?
Schäuble: Ich bin sicher, die positiven
Erfahrungen, die wir alle mit der Stabi-
litätspolitik gemacht haben, werden
Wirkung zeigen. Ich kann mir nicht vor-
stellen, daß ein Land nach all den An-
strengungen, die Kriterien des Maas-
tricht-Vertrags zu erfüllen und den sicht-
baren positiven Folgen daraus, auf ein-
mal sagt: Jetzt haben wir es erreicht,
jetzt können wir wieder kräftig Schul-
den machen.
SPIEGEL: Zumindest Theo Waigel muß
das aber fürchten, sonst hätte er kaum so
sehr um einen Vertrag gekämpft, der die
Mitglieder einer Währungsunion auf
Dauer auf das Stabilitätsziel verpflichtet.
Er traut den Absichtserklärungen offen-
bar nicht so wie Sie.
Schäuble: Das ist kein Mißtrauen den
Partnern gegenüber. Wir wollen aber –
ich genauso wie Theo Waigel – zusätzli-
che Vorkehrungen treffen, damit Rück-
fälle in die staatliche Schuldenpolitik
möglichst ausbleiben. Der Stabilitäts-
pakt, der Mitte Dezember in Dublin nach
vielen Auseinandersetzungen und einem
schweren Ringen gemeinsam geschlos-
sen wurde, verbessert die Chancen für
Stabilität noch einmal deutlich.
SPIEGEL: Aber er fällt nicht so aus, wie
Waigel ihn wollte.
Schäuble: Nein. Doch das ist immer so.
Wenn man in Europa zu einem gemeinsa-
men Ergebnis kommen will, dann wird
das Ergebnis sich niemals zu 100 Prozent
mit der ursprünglichen Position eines
einzelnen decken können.

„Wie das E
SPIEGEL: Schon zeigt sich, daß Frank-
reich, Italien und andere mit Buchungs-
tricks versuchen, die Maastricht-Kriteri-
en zu erfüllen. Nimmt Deutschland das –
trotz aller früheren Parolen – hin?
Schäuble: Die Korrektheit der Haus-
haltspolitiken der Mitgliedsländer – also
das, was Ihrer Ansicht nach Buchungs-
tricks beinhaltet – muß durch die EU-
Kommission geprüft werden. Und wenn
die Kommission sagt „Na gut, das ist
noch soweit in Ordnung“, dann akzeptie-
re ich das.
SPIEGEL: Auch für scheinbar glasklare
ökonomische Kriterien findet sich 
also ein breiter Interpretationsspiel-
raum?
Schäuble: Von französischer Seite aus
kann ich genau umgekehrt sagen: Die
Deutschen vertrauen offenbar nicht dar-
auf, daß man auch noch morgen und
übermorgen vernünftige politische Ent-
scheidungen treffen wird, sondern sie
wollen heute einen Automatismus, der
die Antworten von morgen vorgibt.
SPIEGEL: Das ist der Kern der Debatte?
Schäuble: Ja, darum ging’s beim Streit
um den Stabilitätspakt. Ein Automatis-
mus begrenzt die Möglichkeit politischer
Entscheidungen von morgen. Man muß
aber auch morgen und übermorgen noch
die richtigen Entscheidungen treffen
können.
SPIEGEL: Die Bürger könnten sich ent-
schließen, ihre Ersparnisse in Schweizer
Franken, Dollar oder dergleichen anzule-
gen, um dem Euro-Risiko zu entgehen.
Schäuble: Bis jetzt gibt es dafür wenig
Anzeichen. Es gibt ein relativ großes Ver-
trauen in die Stabilität der europäischen
Währung.
SPIEGEL: Obwohl in Frankreich disku-
tiert wird, daß man den Euro gleich nach
der Einführung abwerten sollte, um die
Exporte anzukurbeln?
Schäuble: In Frankreich ist das Denken
noch weit verbreitet, der Staat könne die
Höhe der Zinsen sowie die Höhe des
Außenwerts einer Währung bestimmen.
Unsere Überzeugung ist: Das kann die
Politik letztlich nicht, und wenn sie es
versucht, sind die Ergebnisse schlecht.
Sowohl Zinssätze als auch Wechselkurse
bilden sich auf den Märkten.
SPIEGEL: Die entscheidende Frage, wie-
viel Einfluß die Politik auf die Ökonomie
nehmen kann und soll, ist unter den Eu-
ropäern noch nicht zu Ende diskutiert
worden?
Schäuble: Nein, aber wir nähern uns an.
Es ist ja nicht so, daß wir ganz recht und
die Franzosen ganz unrecht haben. Und
wir entwickeln in unseren Gesprächen
miteinander ein stärkeres gemeinsames
Verständnis. Ohne diesen Prozeß wäre
das Ergebnis des Gipfeltreffens von Dub-
lin nicht erklärbar.
SPIEGEL: Der Streit um den Euro scheint
sämtliche europäischen Energien aufzu-
zehren. Bei den institutionellen Reformen
kommt die EU überhaupt nicht voran.
Schäuble: Da gibt es viel Widerstand, ge-
wiß. Aber die Wirtschafts- und Währungs-
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„Ein bißchen Inflation“
RUDOLF AUGSTEIN
D as vergangene Jahr hat eine
Gewißheit gebracht: Der Euro
kommt. Und eine andere, nicht

gänzlich gewisse: Er kann so, wie
jüngst in Dublin festgeklopft, nicht
funktionieren. In keinem Fall wird 
er so stabil sein wie die Mark, was
Bonn gerade erst wieder vollmun-
dig bekräftigt hat, wider besseres
Wissen.

Erstaunen muß, wie vielfältig und
manchmal unvorhersehbar die Stim-
men zur jüngst in Dublin untermauer-
ten Situation ausfallen.

Um dem Range nach anzufangen,
so löst Helmut Schmidt in der Zeit
das sperrigste Problem, den deut-
schen Spagat zwischen den USA und
Paris. Sein Dekret: „Frankreich ist für
uns wichtiger als Amerika.“

Schmidts Argument ist nach wie
vor die „Erinnerung an die Hitler-
schen Besatzungsverbrechen auf dem
Boden unserer Nachbarn“, er zitiert
wieder die „deutsche Selbstisolie-
rung“. Stets müsse Frankreich uns
zur Seite stehen: feine Diplomatie.

Mit dem Gegenteil macht uns der
französische Historiker Emmanuel
Todd bekannt, auf dessen gesell-
schaftspolitische Analysen Jacques
Chirac vor der Wahl gern zurückgriff.
Todd, 45, behauptet, eine Integration
würde zwangsläufig auf eine Fusion
zwischen Frankreich und Deutsch-
land hinauslaufen, die niemandem
schmecke, ja, Paris wolle „Deutsch-
land zum Verschwinden“ bringen.

Tatsächlich muß man daran erin-
nern, daß Jacques Delors, der als Prä-
sident der Europäischen Kommission
den Anstoß gab, mit einer sehr nega-
tiven Sicht der Dinge aufwartete. Er
wollte sich mit der Wiedervereini-
gung und der Mark nicht abfinden.
Präsident Mitterrand sprach damals
ausdrücklich von dem „Opfer“, das
Bonn bringen müsse.

Wieso „nicht abfinden“? Wieso
„Opfer“? Wieso nicht eine Gemein-
schaft zum Wohle aller an ihr Betei-
ligten? Das deutsch-französische Ver-
hältnis nennt Todd „neurotisch“. Die
Versöhnung habe schon 1980 stattge-
funden, man könne sich nun nicht im-
mer weiter versöhnen. Deutschland
und Frankreich bräuchten untereinan-
der Beziehungen wie zu Italien oder
England.
Wenige Zentimeter neben Heraus-
geber Schmidt schreibt Gunter Hof-
mann in der Zeit, es sei so weit ge-
kommen, daß die Versprechungen der
Bundesregierung nicht mehr ernst ge-
nommen, ja, gar nicht mehr diskutiert
würden. So ist es, in wenigen Jahren
wird man sagen: „Natürlich, das war
doch klar, daß der Euro die Deut-
schen Geld kosten würde.“

In welche Lage sich die Bonner
selbst gebracht haben, konnte man in
Dublin sehen. Die Deutschen sind mit
ihrem Straf- und Bußgeldkatalog, der
in Maastricht nicht verabredet wor-
den war, glatt durchgefallen. Die Re-
gierungen der einzelnen Länder sol-
len im Europäischen Rat über Sank-
tionen abstimmen. Deutschland hat
dann ein Abonnement im Stehparkett.

Das Beharren auf den Kriterien 
hat uns wieder verhaßt gemacht.
Schmidts Argument der Selbstisolie-
rung lesen wir spiegelbildlich bei
Max Gallo, 64, ehedem Sprecher der
sozialistischen Regierung Mitter-
rand. In seinem Essay für den SPIE-
GEL (51/1996) heißt es: „Frankreich
ist allein – Auge in Auge mit
Deutschland.“ Wieso allein? Todd
sagt das einfacher. Frankreich brau-
che „ein Mindestmaß an Inflation“.
Deutschland kann sie nicht brauchen.

Max Gallo meint allen Ernstes, das
Europa von Maastricht sei das Resul-
tat deutscher Visionen. Nicht Delors
und Mitterrand, nein, unser unbehol-
fener Kohl, der sich vor der Trikolore
nicht zweimal, sondern dreimal ver-
neigt, ist der Sieger von Maastricht.
Gallo vergleicht ihn mit Richelieu,
Metternich und Bismarck.

Und an seiner „privilegierten Stel-
lung“ gegenüber den USA halte Bonn
auch noch fest. Nun, warum nicht?
Gallos Beschwerde geht weiter:
„Frankreich hat auf Europa gesetzt,
aber Europa ist nur nach dem deut-
schen Modell zu verwirklichen.“
Frankreichs „ureigenstes Wesen“
werde so ausgelöscht. 

Es betritt die Manege Valéry Gis-
card d’Estaing, Schmidts „Freund“
(Gänsefüßchen von Gallo). Der
frühere Staatspräsident kommt auf
Frankreichs „nationale Interessen“ zu
sprechen – dürfen wir keine haben? –
er beklagt das Fehlen eines wirklich
„ausgewogenen Dialogs“ zwischen
Paris und Bonn. Da muß man denn
doch fragen, wieviel öfter sich Kohl
und Chirac noch treffen sollen.

„Gipfeltreffen“ kann man viele
einberufen, sie helfen nicht, wenn die
Interessenlage („ein Mindestmaß an
Inflation“) so verschieden ist. Dazu
Giscard: „Immer geben die Deut-
schen den Ton an. Wo werden sie ste-
henbleiben? Was werden sie noch 
alles von uns verlangen?“ Starker
Schnupftabak für Langenhorn.

Es gibt zu viele Deutsche, sozial
verträglich dazu. Aber das hat man
gewußt, als man uns in die Nato her-
einließ und eindeutige Verträge mit
uns schloß. Die deutsche Einheit ist
kein Geschenk Frankreichs.

Todd sieht das Hauptproblem bei
den Politikern, die sich ohne großen
Schaden nicht mehr aus dieser ver-
hedderten Ideologie zurückziehen
können, eben weil sie ahnen, daß sie
Mist gebaut haben. Ein fauler Kom-
promiß jagt den anderen.

Durchaus erkennt Todd die eu-
ropäischen Errungenschaften bis
1985 an. Dann aber habe der „Eu-
ropäismus“, eine utopische Ideologie,
das praktische Vorgehen in kleinen
Schritten überwuchert. Damals sah
Todd schon die Völkerwanderung aus
Ost und Süd voraus, Demograph, der
er ist. Maastricht siedelt im Gestern.

Handelskriege gegen den Dollar
und den Yen erwartet Todd mit Ban-
gen. Nicht allein die Nationalwirt-
schaften verlieren ihre Konturen. Die
Psychologie der Nationen kann nicht
außer acht bleiben, da hilft kein Be-
fehl. Legen die Fernfahrer in Frank-
reich das Land für Tage lahm, so sehen
die Deutschen entsetzt zu. Aus Italien
aber erschallt es: „Bravissimo!“

Jacques Chirac hat sich selbst ent-
gegen seinen Versprechungen über-
hoben. Die Bundesbank und die
Mark hat er ins Abseits gedrängt.
Aber auch einen ihm bekömmlichen
Franc kann er angesichts der infla-
tionären Mentalität seiner südlichen
Verbündeten nicht anbieten. Der fran-
zösische Euro wird weicher sein, als
ihm lieb sein dürfte. So zieht der fran-
zösische Patriot Emmanuel Todd den
melancholischen Schluß: Das Ver-
hältnis zwischen Frankreich und
Deutschland sei „ironisch und tra-
gisch zugleich“.
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„Schlimme Träume“ International Herald Tribune
union ist doch ein Riesenschritt auf dem
Weg zur politischen Union. Und die näch-
sten Fortschritte müssen auf den Feldern
der inneren Sicherheit, bei der gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik sowie
bei den institutionellen Reformen ange-
steuert werden. Sie werden sehen, der eu-
ropäische Zug fährt zügig weiter.
SPIEGEL: Dann müssen Sie aber die
Bremser rauswerfen, die ständig versu-
chen, ihn aufzuhalten.
Schäuble: Tja, aber wenn Sie jemanden
vom Zug werfen, bringen Sie ihn mögli-
cherweise um, und das wollen wir ja
nicht. Wir wollen sie nicht vom Zug
werfen, sondern wir wollen sie davon
überzeugen, daß sie nicht bremsen
sollen.
SPIEGEL: Da müssen Sie in London noch
viel Überzeugungsarbeit leisten.
Schäuble: Großbritannien hat im Augen-
blick – das muß man klar sehen – eine
schwierige innenpolitische Situation.
Aber das geht auch vorbei.
SPIEGEL: Auch John Majors mutmaßli-
cher Nachfolger Tony Blair würde – das
hat er versprochen – eine Volksabstim-
mung durchführen.
Schäuble: Ja, gut. Den Briten fällt die
Vorstellung, daß man in London nicht
mehr alles souverän entscheiden kann,
noch schwerer als den Kontinental-Eu-
ropäern. Trotzdem bin ich da optimi-
stisch. Ich hoffe darauf, daß Großbritan-
nien mit dabeisein wird, wenn die
Währungsunion beginnt.
SPIEGEL: Wäre es mit Blick auf eine
größere soziale Kohärenz nicht sinnvoll,
die Währungsunion mit einer eher klei-
nen Kohorte zu starten?
Schäuble: Sie bugsieren mich da an eine
gefährliche Klippe. Es geht nicht darum,
was wünschenswert wäre, sondern wer
die Maastricht-Kriterien erfüllt. Danach
wird entschieden. Ich vermute, die Zahl
der Euro-Teilnehmer 1999 wird nicht
übergroß sein.
SPIEGEL: Also sind Italien oder Spanien
im ersten Schub nicht mit von der Partie?
Schäuble: Warten wir doch einmal ab,
welche Ergebnisse im Frühjahr 1998 vor-
liegen. Im Rahmen der ersten Stufe der
Währungsunion kann es durchaus diffe-
renzierte Lösungen geben, die gemein-
schaftsverträglich sind. Und wenn das
eine oder andere Land die Kriterien noch
nicht erfüllt, aber auf dem richtigen Weg
ist, dann stößt es eben ein Jahr später
dazu.
SPIEGEL: Jetzt denken Sie an Italien?
Schäuble: Wir Deutschen sollten nicht
sagen, wen wir haben wollen und wen
nicht. Es liegt an Italien selber, die Vor-
aussetzungen zu erfüllen. Aber die Welt
geht nun wirklich für kein Land unter,
wenn es erst ein Jahr später mitmacht.
Gerade die drei Jahre der ersten Phase der
Währungsunion bieten all denjenigen,
die ernsthafte Anstrengungen unterneh-
men, die Chance, alsbald dazuzustoßen –
noch ehe die Euro-Geldscheine im Alltag
auftauchen.
SPIEGEL: Ihnen schwebt zum Euro-Start
also eine Truppe von geborenen Mitglie-
dern einer Kernunion vor, um die Tra-
banten in verschiedenen Gruppen krei-
sen?
Schäuble: So ungefähr kann man sich
das wohl vorstellen, ich bin da für ein
pragmatisches Vorgehen. Wir wollen kei-
ne unterschiedliche Integration in Euro-
pa. Aber bis dieses Ziel erreicht ist, bleibt
es möglicherweise unvermeidlich, daß
wir übergangsweise eine unterschiedli-
che Integrationstiefe haben werden.
Sonst würden wir uns nach dem Prinzip
des kleinsten gemeinsamen Vielfachen
einigen.
Aber dann hätten wir nicht genügend Dy-
namik, um bei der europäischen Eini-
gung voranzukommen. Deshalb sollten
wir das Element einer unterschiedlichen
Geschwindigkeit zur Stärkung der Eini-
gungsdynamik in Europa nutzen.
SPIEGEL: Und wie verträgt sich die ange-
strebte Vertiefung der Union mit der ge-
planten Ost-Erweiterung, um die es Ende
1997 gehen wird?
Schäuble: Wir sollten beides so rasch wie
möglich machen, denn ich meine, daß
sich Erweiterung und Vertiefung gegen-
seitig bedingen.
SPIEGEL: Andere sagen: Erst müssen wir
eine Vertiefung schaffen, um danach die
Erweiterung zu meistern.
Schäuble: Nein, gerade die Erweiterung
wird den Druck auf institutionelle Refor-
men sehr verstärken. Unsere Nachbarn
im Osten können nicht so lange warten,
bis wir da zu abschließenden Ergebnissen
kommen. Deswegen möchte ich die Er-
weiterung möglichst schnell – vielleicht
mit längeren Übergangsfristen für die
Herstellung der vollen wirtschaftlichen
Integration.
Bis wir im Europa der 15 die Agrarpoli-
tik reformieren können, wird noch viel
Wasser Rhein und Rhône hinunter-
fließen. Aber wenn noch ein paar Bei-
trittskandidaten dazukommen, dann wird
die Reform der europäischen Agrarpoli-
tik unausweichlich werden.
SPIEGEL: Weil das sonst keiner mehr be-
zahlen kann?
Schäuble: Ja, weil das System sonst ka-
puttgeht. Deshalb wird die Erweiterung die
Reform erzwingen. An der Verabredung,
ein halbes Jahr nach Abschluß von Maas-
tricht II mit den Beitrittsverhandlungen zu
beginnen, muß festgehalten werden.
SPIEGEL: Dann können wir uns also bis
zum Jahr 2000 auf wenigstens vier neue
EU-Mitglieder einrichten?
Schäuble: Ich denke schon. Dann werden
diese Länder zwar wirtschaftlich noch
nicht voll integriert sein. Aber warum
soll ein Pole auf dem Frankfurter Flugha-
fen an einen Schalter für Nichteuropäer
gehen? Das ist doch wirklich eine falsche
Antwort auf die Entwicklung der achtzi-
ger und neunziger Jahre.
SPIEGEL: Mit einem nach Osten erwei-
terten Europa wird jedoch die Angst vie-
ler Westeuropäer weiter wachsen vor der
Dominanz der Handelsmacht Deutsch-
land.
Schäuble: Solche Stimmen wird es natür-
lich geben. Aber es liegt nicht nur im
deutschen Interesse, daß angesichts der
globalen Herausforderungen Europa er-
starkt. Wenn wir Europa schaffen wollen,
brauchen wir alle ein bißchen Mut und
gesundes Selbstvertrauen. Dann kann
auch nichts schiefgehen.
SPIEGEL: Herr Schäuble, wir danken Ih-
nen für dieses Gespräch.
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